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(Nr. 13270.) Verordnung zur Anderung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 1925. Vom 18. Auguſt 1927. 


Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des Reichs vom 


23. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 152) : 1 ; 
nn _ ————_ ——— —— en Ermächtigung wird verordnet: 
12. Jul 1927 (Reichsgeſebl. ©. 170) erteilten Ermächtigung 


Artikel I. 


Die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 30. September 1925 (Geſetzſamml. S. 141) wird dahin geändert: 
1. Im § 1 Abſ. 3 werden hinter den Worten „die ordentlichen Gerichte“ die Worte „oder die 
Arbeitsgerichte“ eingefügt. 
2. Dem 8 6 wird ein dritter Abſatz hinzugefügt: 

Eine Frauenhilfspflicht auf Grund von Heuerlingsverträgen beſteht ſo lange nicht, 
als die Frau durch Mutterſchaftspflichten, Krankheit in der Familie und ähnliche Härtefälle 
an der Arbeit behindert iſt; zuſtändig find die Pachteinigungsämter. 

3. Im 8 58 
Abſ. 1 tritt an die Stelle der Jahreszahl „1927“ die Zahl „1929% 
Abſ. 4 erhält die Faſſung: 
Auf Pachtverträge, die in der Zeit vom 1. März 1924 bis zum 30. September 1925 
abgeſchloſſen find, finden die Beſtimmuͤngen der §8 3 bis 5 keine Anwendung. 


Artikel II. 
„Die Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpacht- und Fiſchereiverträge vom 
23. November 1922 (Geſetzſamml. S. 440) wird dahin geändert: 
1. In der Überſchrift werden die Worte „und Fiſchereipachtverträge “ geſtrichen. 
2. Die Eingangsworte der Verordnung erhalten die Faſſung: 
Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch § 5 der Pachtſchutzordnung des 


; 23. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 152 Beten: 
Reichs von = . ) i 

ich 15 Juli 1927 (Reichsgefebbl.I S. 179) gegebenen Ermächtigung wird folgendes 
verordnet: N 


3. Artikel I Abſ. 1 lautet: 


Die Pachteinigungsämter können unter Ausſchluß des Rechtswegs Beſtimmungen 


De 8 30. September 1925 (Gefekfamml. S. 141) 
der 55 § 2 der een Pachtſchutzordnung vom 18. Muguft 1927 (Heſebſanml. S. 1600 
bezeichneten Art auch für Verträge treffen, welche die Aberlaſſung von Jagden oder von 
Grundſtücken zur Ausübung der Jagd gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 
4. Im Artikel III Abſ. 1 werden die Worte „je nach der Art des zur Beurteilung ſtehenden Falles“ 
und die Worte „oder der Fiſcherei“ geſtrichen. 


5. Im Artikel IV werden die Worte „und dem Provinzialfiſchereiverein“ geſtrichen. Abſ. 2 
erhält die Faſſung: 
„Die Beiſitzer find getrennt nach Verpächtern und Pächtern zu beſonderen Liſten zu 
vereinigen. 
6. Im Artikel V Abſ. 3 wird an Stelle des „§ 13“ geſetzt „§ 16, 
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Artikel III. 


: Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die aus Artikel I und II ſich ergebende Neufaſſung der Preußiſchen ) 
Pachtſchutzordnung und der Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge 
unter dem Datum dieſer Verordnung bekanntzumachen. N 


Artikel IV. 


Dieſe Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Die in diefem Zeitpunkte bei dem Pachteinigungsamt anhängigen Sachen, welche die Überlaffung von 
Fiſchereien oder von Grundſtücken zur Ausübung der Fiſcherei gegen Entgelt zum Gegenſtande haben, werden 
bei dem Pachteinigungsamt in dem bisherigen Verfahren zu Ende geführt. 


Berlin, den 18. Auguſt 1927. 


———— 


Zugleich für den Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, den Preußiſchen Miniſter für Volkswohlfahrt 
5 und den Preußiſchen Finanzminiſter: 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Schmidt. ö 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſzamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. März 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma J. P. Bemberg, Aktiengeſellſchaft in 1 
Barmen, für die Aufrechterhaltung eines rationellen Fabrikbetriebs der Firma 

durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 199, ausgegeben am 30. Juli 1927; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 31. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Bentheim in Bentheim i. H. 
für den Bau einer 10 000 Volt-Leitung zur Verſorgung der Stadt und der Bauerſchaft 
Bentheim mit elektriſchem Strom : 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 28 S. 91, ausgegeben am 16. Juli 1927; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Juni 1927 
über die Verleihung des Rechtes zur dauernden Beſchränkung von Grundeigentum an das 
Überlandwerk Oberfchlefien, Aktiengeſellſchaft in Neiſſe, für den Bau einer Hochſpannungs⸗ 
leitung von Blottnitz nach Groß Pluſchnitz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 31 S. 289, ausgegeben am 6. Auguſt 1927; | 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 15. Juli 1927 
N über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Vluyn für die Errichtung einer 
Schule in Vluun 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 199, ausgegeben am 30. Juli 1927; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juli 1927 N ü 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
5 Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für den Bau einer Waſſerleitung vom Goldenbergwerk nach Frechen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 31 S. 125, ausgegeben am 30. Juli 1927; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juli 1927 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 31 S. 253, ausgegeben am 30. Juli 1927. 
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